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Datenschutzordnung der Christengemeinschaft in Deutschland 
 

Präambel 
Die Datenverarbeitung innerhalb der Christengemeinschaft dient nur der Erfüllung ihres kirchlichen Auf-
trags. Jedermann darf darauf vertrauen, dass die Christengemeinschaft Daten nur für eigene Zwecke er-
hebt und nicht ohne Zustimmung der Betroffenen an Dritte weitergibt. Innerhalb der Christengemein-
schaft ist der Zugang zu persönlichen Daten auf die Personen beschränkt, die diese Daten zur Erfüllung 
ihrer Aufgaben benötigen. Jedermann hat das Recht, sich darüber zu informieren, welche Daten inner-
halb der Christengemeinschaft über ihn/sie gespeichert werden. Sind die gespeicherten Daten nachweis-
lich unzutreffend, werden sie geändert.  
Die staatlichen Gesetze über den Datenschutz sind innerhalb der Christengemeinschaft nicht unmittelbar 
anzuwenden. Die Christengemeinschaft ist vielmehr aufgerufen, ihre Angelegenheiten selbstständig in-
nerhalb der Schranken des für alle geltenden Gesetzes zu ordnen und zu verwalten. In Wahrnehmung 
dieses Rechts stellt diese Ordnung den Einklang des Satzungsrechts der Christengemeinschaft mit der 
Europäischen Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) entsprechend Artikel 91 der DSGVO her und re-
gelt die Datenverarbeitung innerhalb der Christengemeinschaft  
 

 
I. Allgemeine Bestimmungen 

 

§ 1 Schutzzweck 
Zweck dieser Ordnung ist es, die Mitglieder, Mitarbeiter oder mit der Christengemeinschaft in Beziehung 
stehende Dritte davor zu schützen, dass sie durch den Umgang mit ihren personenbezogenen Daten in 
ihrem Persönlichkeitsrecht beeinträchtigt werden. 

 

§ 2 Anwendungsbereich 
(1) Diese Ordnung gilt für die Verarbeitung personenbezogener Daten durch die Christengemeinschaft in 
Deutschland Körperschaftsverband KdöR, sowie die angeschlossenen Landeskörperschaften und Gemein-
den und alle weiteren juristischen Personen, Einrichtungen und Dienste der Christengemeinschaft. Der 
Körperschaftsverband stellt die Wirkung dieser Ordnung im Zusammenwirken mit den Landeskörper-
schaften sicher. 

(2) Diese Ordnung findet Anwendung auf die Verarbeitung personenbezogener Daten im Rahmen der 
Tätigkeit der Christengemeinschaft selbst oder bei deren Auftragsverarbeitung, unabhängig vom Ort der 
Verarbeitung. 
Sie gilt für die ganz oder teilweise automatisierte Verarbeitung personenbezogener Daten sowie die 
nichtautomatisierte Verarbeitung personenbezogener Daten, die in einem Dateisystem gespeichert sind 
oder gespeichert werden sollen. 
 

§ 3 Seelsorgegeheimnis und Amtsverschwiegenheit 
Aufzeichnungen, die in Wahrnehmung eines Seelsorgeauftrages erstellt werden, dürfen Dritten nicht zu-
gänglich sein. Die besonderen Bestimmungen über den Schutz des Beicht- und Seelsorgegeheimnisses 
bleiben unberührt. Gleiches gilt für die sonstigen Verpflichtungen zur Wahrung gesetzlicher Geheimhal-
tungs- und Verschwiegenheitspflichten oder von Berufs- oder besonderen Amtsgeheimnissen, die nicht 
auf gesetzlichen Vorschriften beruhen. 
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§ 4 Verantwortliche Stellen und Verzeichnis der Verarbeitungstätigkeiten 
(1) Verantwortliche Stellen für die Einhaltung des Datenschutzes in der Christengemeinschaft ist der Vor-
stand des Körperschaftsverbandes und hinsichtlich der Gliedkörperschaften und Gemeinden der jeweilige 
Vorstand der Gliedkörperschaften. Hinsichtlich sonstiger juristischer Personen, Einrichtungen oder 
Dienste ist die jeweilige Leitung verantwortliche Stelle. 
(2) Die Verantwortlichen Stellen haben jeweils für ihren Zuständigkeitsbereich ein Verzeichnis aller Verar-
beitungstätigkeiten zu erstellen und auf aktuellem Stand zu halten. Das Verzeichnis enthält folgenden 
Angaben:  

1. den Namen und die Kontaktdaten des Verantwortlichen; 
2. die Zwecke der Verarbeitung; 
3. eine Beschreibung der Kategorien betroffener Personen und der Kategorien personenbezogener 

Daten; 
4. die Kategorien von Empfängern, gegenüber denen die personenbezogenen Daten offengelegt 

werden können; 
5. wenn möglich, die vorgesehenen Fristen für die Löschung der verschiedenen Datenkategorien; 
6. wenn möglich, eine allgemeine Beschreibung der technischen und organisatorischen Maßnah-

men zum Datenschutz. 
Jeder Auftragsverarbeiter führt ein Verzeichnis zu allen Kategorien von im Auftrag eines Verantwortlichen 
durchgeführten Tätigkeiten der Verarbeitung, die Folgendes enthält:  

1. den Namen und die Kontaktdaten des Auftragsverarbeiters sowie des Verantwortlichen, in des-
sen Auftrag der Auftragsverarbeiter tätig ist; 

2. die Kategorien von Verarbeitungen, die im Auftrag durchgeführt werden; 
 

 

II. Verarbeitung personenbezogener Daten 
 

§ 5 Grundsätze 
(1) Personenbezogene Daten sind nach folgenden Grundsätzen zu verarbeiten: 

1. Rechtmäßigkeit: Insbesondere Verhältnismäßigkeit, Verarbeitung nach Treu und Glauben, Trans-
parenz; 

2. Zweckbindung: Personenbezogene Daten werden für festgelegte, eindeutige und legitime Zwecke 
erhoben. Sie dürfen nicht in einer mit diesen Zwecken nicht zu vereinbarenden Weise weiterver-
arbeitet werden. Eine Weiterverarbeitung für im Interesse der Christengemeinschaft liegende Ar-
chivzwecke, für wissenschaftliche oder historische Forschungszecke oder für statistische Zwecke 
gilt als vereinbar mit den ursprünglichen Zwecken; 

3. Datenminimierung: Die Verarbeitung personenbezogener Daten wird auf das dem Zweck ange-
messene und notwendige Maß beschränkt;  

4. Richtigkeit: Personenbezogene Daten müssen sachlich richtig und erforderlichenfalls auf dem 
neuesten Stand sein. Es sind alle angemessenen Maßnahmen zu treffen, damit personenbezo-
gene Daten, die im Hinblick auf die Zwecke ihrer Verarbeitung unrichtig sind, unverzüglich ge-
löscht oder berichtigt werden; 

5. Speicherbegrenzung: Personenbezogene Daten werden in einer Form gespeichert, die die Identi-
fizierung der betroffenen Personen nur so lange ermöglicht, wie es für die Zwecke, für die sie 
verarbeitet werden, erforderlich ist. Personenbezogene Daten dürfen länger gespeichert werden, 
soweit sie für die Zwecke des Archivs, der wissenschaftlichen und historischen Forschung sowie 
der Statistik verarbeitet werden; 

6. Integrität und Vertraulichkeit: Personenbezogene Daten werden in einer Weise verarbeitet, die 
eine angemessene Sicherheit gewährleistet, einschließlich des Schutzes vor unbefugter oder un-
rechtmäßiger Zerstörung oder unbeabsichtigter Schädigung. 

(2) Die verantwortliche Stelle muss die Einhaltung der Grundsätze nachweisen können (Rechenschafts-
pflicht). 
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§ 6 Rechtmäßigkeit der Verarbeitung 
(1) Die Verarbeitung ist nur rechtmäßig, wenn mindestens eine der nachstehenden Bedingungen 

erfüllt ist: 
1. eine Rechtsvorschrift erlaubt die Verarbeitung der personenbezogenen Daten oder ordnet sie an; 
2. die betroffene Person hat ihre Einwilligung zu der Verarbeitung der sie betreffenden personenbe-

zogenen Daten für einen oder mehrere bestimmte Zwecke gegeben; 
3. die Verarbeitung ist zur Erfüllung der Aufgaben der Christengemeinschaft erforderlich; 
4. die Verarbeitung ist für die Wahrnehmung einer sonstigen Aufgabe erforderlich, die im Interesse 

der Christengemeinschaft liegt, 
5. die Verarbeitung ist für die Erfüllung eines Vertrags, dessen Vertragspartei die betroffene Person 

ist, oder zur Durchführung vorvertraglicher Maßnahmen erforderlich; 
6. die Verarbeitung ist zur Erfüllung einer rechtlichen Verpflichtung erforderlich, der die Christenge-

meinschaft unterliegt; 
7. die Verarbeitung ist zur Wahrung der berechtigten Interessen eines Dritten erforderlich, sofern 

nicht die schutzwürdigen Interessen der betroffenen Person überwiegen, insbesondere dann, 
wenn diese minderjährig ist. 

(2) Die Verarbeitung zu einem anderen Zweck als zu demjenigen, zu dem die personenbezogenen Daten 
ursprünglich erhoben wurden (Zweckänderung), ist nur rechtmäßig, wenn 

1. eine Satzungsbestimmung der Christengemeinschaft dies vorsieht oder zwingend voraussetzt, 
2. eine staatliche Rechtsvorschrift dies vorsieht und kirchliche Interessen nicht entgegenstehen; 
3. die betroffene Person eingewilligt hat; 
4. offensichtlich ist, dass sie im Interesse der betroffenen Person liegt, und kein Grund zu der An-

nahme besteht, dass diese in Kenntnis des anderen Zweckes ihre Einwilligung verweigern würde; 
5. Angaben der betroffenen Person überprüft werden müssen, weil Anhaltspunkte für deren Unrich-

tigkeit bestehen; 
6. die Daten aus allgemein zugänglichen Quellen entnommen werden können oder die Christenge-

meinschaft sie veröffentlichen darf, es sei denn, dass das schutzwürdige Interesse der betroffe-
nen Person an dem Ausschluss der Zweckänderung offensichtlich überwiegt; 

7. Grund zu der Annahme besteht, dass andernfalls die Wahrnehmung des Auftrages der Christen-
gemeinschaft gefährdet würde; 

8. es zur Abwehr einer schwerwiegenden Beeinträchtigung der Rechte einer anderen Person erfor-
derlich ist; 

9. sie zur Durchführung wissenschaftlicher Forschung erforderlich ist, das wissenschaftliche Inte-
resse an der Durchführung des Forschungsvorhabens das Interesse der betroffenen Person an 
dem Ausschluss der Zweckänderung erheblich überwiegt und der Zweck der Forschung auf an-
dere Weise nicht oder nur mit unverhältnismäßigem Aufwand erreicht werden kann oder 

10. sie für statistische Zwecke zur Erfüllung des Auftrages der Christengemeinschaft erforderlich ist. 
In anderen Fällen muss die Christengemeinschaft gesondert feststellen, ob die Zweckänderung mit dem 
Zweck, zu dem die personenbezogenen Daten ursprünglich erhoben wurden, vereinbar ist.  
 

§ 7 Offenlegung personenbezogener Daten 
(1) Die Offenlegung von personenbezogenen Daten innerhalb der Christengemeinschaft ist zulässig, 
wenn sie rechtmäßig erhoben wurden und es zur Erfüllung der in der Zuständigkeit der offenlegenden 
oder der empfangenden kirchlichen Stelle liegenden Aufgaben erforderlich ist. 
(2) Personenbezogene Daten dürfen an Behörden und sonstige öffentliche Stellen des Bundes, der Län-
der und der Gemeinden und der sonstigen der Aufsicht des Bundes oder eines Landes unterstehenden 
juristischen Personen des öffentlichen Rechts offengelegt werden, wenn dies eine Rechtsvorschrift zu-
lässt oder dies zur Erfüllung der Aufgaben erforderlich ist, die der offenlegenden Stelle obliegen, und of-
fensichtlich berechtigte Interessen der betroffenen Person nicht entgegenstehen. 
(3) Die Offenlegung von personenbezogenen Daten an sonstige Stellen oder Personen ist zulässig, wenn 

1. sie zur Erfüllung der in der Zuständigkeit der offenlegenden kirchlichen Stelle liegenden Aufgaben 
erforderlich ist und die Voraussetzungen vorliegen, die eine Verarbeitung der Daten zulassen,  

2. eine Rechtsvorschrift dies zulässt oder 
3. die datenempfangenden Stellen oder Personen ein berechtigtes Interesse an der Kenntnis der of-

fenzulegenden Daten glaubhaft darlegen und die betroffene Person kein schutzwürdiges Inte-
resse an dem Ausschluss der Offenlegung hat, es sei denn, dass Grund zu der Annahme besteht, 
dass durch die Offenlegung die Wahrnehmung des Auftrags der Kirche gefährdet würde. 
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§ 8 Einwilligung 
(1) Beruht die Verarbeitung auf einer Einwilligung, muss die verantwortliche Stelle innerhalb der Chris-
tengemeinschaft nachweisen können, dass die betroffene Person in die Verarbeitung ihrer personenbe-
zogenen Daten eingewilligt hat. 

(2) Erfolgt die Einwilligung der betroffenen Person durch eine schriftliche Erklärung, die noch andere 
Sachverhalte betrifft, so muss das Ersuchen um Einwilligung in verständlicher und leicht zugänglicher 
Form in einer klaren und einfachen Sprache erfolgen, so dass es von anderen Sachverhalten klar zu un-
terscheiden ist.  
(3) Die betroffene Person hat das Recht, ihre Einwilligung jederzeit zu widerrufen. Durch den Widerruf 
der Einwilligung wird die Rechtmäßigkeit der aufgrund der Einwilligung bis zum Widerruf erfolgten Verar-
beitung nicht berührt. Die betroffene Person wird vor Abgabe der Einwilligung über ihr Widerspruchs-
recht in Kenntnis gesetzt. Der Widerruf der Einwilligung muss so einfach wie die Erteilung der Einwilli-
gung sein. 
(4) Minderjährige können in die Verarbeitung ihrer Daten wirksam einwilligen, wenn sie religionsmündig 
sind. Sind die Minderjährigen noch nicht religionsmündig, ist die Verarbeitung nur rechtmäßig, wenn die 
Sorgeberechtigen die Einwilligung erteilt oder der Einwilligung zugestimmt haben.  

 

§ 9 Verarbeitung besonderer Kategorien personenbezogener Daten 
(1) Als besondere Kategorien personenbezogener Daten gelten  

1. alle Informationen, aus denen religiöse oder weltanschauliche Überzeugungen einer natürlichen 
Person hervorgehen, ausgenommen Angaben über die Zugehörigkeit zu einer Kirche oder einer 
Religions- oder Weltanschauungsgemeinschaft, 

2. alle Informationen, aus denen die rassische und ethnische Herkunft, politische Meinungen oder 
die Gewerkschaftszugehörigkeit einer natürlichen Person hervorgehen, 

3. genetische Daten, 
4. biometrische Daten zur eindeutigen Identifizierung einer natürlichen Person, 
5. Gesundheitsdaten, 
6. Daten zum Sexualleben oder der sexuellen Orientierung einer natürlichen Person. 

(2) Besondere Kategorien personenbezogener Daten dürfen nicht verarbeitet werden. 
(3) Abweichend von Absatz 2 dürfen besondere Kategorien personenbezogener Daten verarbeitet wer-
den, wenn 

1. die betroffene Person in die Verarbeitung der genannten personenbezogenen Daten für einen 
oder mehrere festgelegte Zwecke ausdrücklich eingewilligt hat; 

2. die Verarbeitung erforderlich ist, damit die verantwortliche Stelle oder die betroffene Person die 
ihr aus dem Arbeits- und Dienstrecht sowie dem Recht der sozialen Sicherheit und des Sozial-
schutzes erwachsenden Rechte ausüben und ihren diesbezüglichen Pflichten nachkommen kann, 
soweit dies nach kirchlichem oder staatlichem Recht rechtmäßig ist; 

3. die Verarbeitung durch eine verantwortliche Stelle im Rahmen ihrer rechtmäßigen Tätigkeiten 
und unter der Voraussetzung erfolgt, dass sich die Verarbeitung ausschließlich auf die Mitglieder 
oder ehemalige Mitglieder der verantwortlichen Stelle oder auf Personen, die im Zusammenhang 
mit deren Tätigkeitszweck regelmäßige Kontakte mit ihr unterhalten, bezieht und die personen-
bezogenen Daten nicht ohne Einwilligung der betroffenen Personen nach außen offengelegt wer-
den; 

4. die Verarbeitung sich auf personenbezogene Daten bezieht, die die betroffene Person öffentlich 
gemacht hat; 

5. die Verarbeitung auf der Grundlage des Rechts der Christengemeinschaft, das in angemessenem 
Verhältnis zu dem verfolgten Ziel steht, den Wesensgehalt des Rechts auf Datenschutz wahrt 
und angemessene und spezifische Maßnahmen zur Wahrung der Grundrechte und Interessen 
der betroffenen Person vorsieht, aus Gründen eines erheblichen kirchlichen Interesses erforder-
lich ist; 

6. die Verarbeitung für Zwecke der Gesundheitsvorsorge oder der Arbeitsmedizin, für die Beurtei-
lung der Arbeitsfähigkeit des Beschäftigten, für die medizinische Diagnostik, die Versorgung oder 
Behandlung im Gesundheits- oder Sozialbereich oder für die Verwaltung von Systemen und 
Diensten im Gesundheits- oder Sozialbereich auf der Grundlage kirchlichen oder staatlichen 
Rechts oder aufgrund eines Vertrags mit einem Angehörigen eines Gesundheitsberufs erforder-
lich ist;  
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7. die Verarbeitung für im kirchlichen Interesse liegende Zwecke des Archivs, der wissenschaftli-
chen oder historischen Forschung oder der Statistik erfolgt und die Interessen der betroffenen 
Person durch angemessene Maßnahmen gewahrt sind. 

 

 

III. Rechte der betroffenen Person 
 

§ 10 Informationspflicht bei der Datenerhebung 
(1) Werden personenbezogene Daten bei der betroffenen Person erhoben, so teilt die verantwortliche 
Stelle der Christengemeinschaft der betroffenen Person auf Verlangen in geeigneter und angemessener 
Weise Folgendes mit: 

1. den Namen und die Kontaktdaten der verantwortlichen Stelle; 
2. gegebenenfalls die Kontaktdaten der oder des Datenschutzbeauftragten; 
3. die Zwecke, für die die personenbezogenen Daten verarbeitet werden sollen, sowie die Rechts-

grundlage für die Verarbeitung; 
4. gegebenenfalls die Empfänger oder Kategorien von Empfängern der personenbezogenen Daten. 

(2) Zusätzlich zu den Informationen gemäß Absatz 1 stellt die verantwortliche Stelle der 
betroffenen Person zum Zeitpunkt der Erhebung dieser Daten auf Verlangen folgende weitere Informati-
onen zur Verfügung: 

1. falls möglich die Dauer, für die die personenbezogenen Daten gespeichert werden, oder falls 
dies nicht möglich ist, die Kriterien für die Festlegung dieser Dauer; 

2. das Bestehen eines Rechts auf Auskunft, auf Berichtigung, auf Löschung, auf Einschränkung der 
Verarbeitung, auf Datenübertragbarkeit sowie eines Widerspruchsrechts gegen die Verarbeitung; 

3. das Bestehen eines Beschwerderechts bei der Aufsichtsstelle; 
4. ob die Bereitstellung der personenbezogenen Daten gesetzlich oder vertraglich vorgeschrieben 

oder für einen Vertragsabschluss erforderlich ist, und welche mögliche Folgen die Nichtbereitstel-
lung hätte. 

(3) Beabsichtigt die verantwortliche Stelle, die personenbezogenen Daten für einen anderen Zweck wei-
terzuverarbeiten als den, für den die personenbezogenen Daten erhoben wurden, so stellt sie der be-
troffenen Person vor dieser Weiterverarbeitung Informationen über diesen anderen Zweck und alle ande-
ren maßgeblichen Informationen gemäß Absatz 2 zur Verfügung. 
(4) Die Absätze 1, 2 und 3 finden keine Anwendung, wenn und soweit die betroffene Person bereits über 
die Informationen verfügt, oder die Informationspflicht einen unverhältnismäßigen Aufwand erfordern 
würde. 
(5) Werden personenbezogene Daten nicht bei der betroffenen Person erhoben, so teilt die verantwortli-
che Stelle der betroffenen Person über die zuvor aufgeführten Informationen hinaus die zu ihr gespei-
cherten Daten mit, auch soweit sie sich auf Herkunft oder empfangende Stellen beziehen.  
Von dieser Verpflichtung ist die verantwortliche Stelle befreit, soweit die Daten oder die Tatsache ihrer 
Speicherung aufgrund einer speziellen Rechtsvorschrift oder wegen überwiegender berechtigter Interes-
sen Dritter geheim gehalten werden müssen und das Interesse der betroffenen Person an der Aus-
kunftserteilung zurücktreten muss oder wenn durch die Auskunft die Wahrnehmung des Auftrags der 
Kirche gefährdet wird. 
 

§ 11 Auskunftsrecht der betroffenen Person 
(1) Der betroffenen Person ist auf Antrag Auskunft zu erteilen über die zu ihr gespeicherten personenbe-
zogenen Daten. Die Auskunft muss folgende Informationen enthalten: 

1. die Verarbeitungszwecke; 
2. die Kategorien personenbezogener Daten; 
3. die Empfänger oder Kategorien von Empfängern, gegenüber denen die personenbezogenen Da-

ten offengelegt worden sind; 
4. falls möglich, die geplante Dauer, für die die personenbezogenen Daten gespeichert werden, o-

der, falls dies nicht möglich ist, die Kriterien für die Festlegung dieser Dauer; 
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5. das Bestehen eines Rechts auf Berichtigung oder Löschung der sie betreffenden personenbezoge-
nen Daten oder auf Einschränkung der Verarbeitung durch die verantwortliche Stelle oder eines 
Widerspruchsrechts gegen diese Verarbeitung; 

6. das Bestehen eines Beschwerderechts bei der Aufsichtsstelle; 
7. wenn die personenbezogenen Daten nicht bei der betroffenen Person erhoben werden, alle ver-

fügbaren Informationen über die Herkunft der Daten. 
(2) Auskunft darf nicht erteilt werden, soweit die Daten oder die Tatsache ihrer Speicherung aufgrund 
einer speziellen Rechtsvorschrift oder wegen überwiegender berechtigter Interessen Dritter geheim ge-
halten werden müssen und das Interesse der betroffenen Person an der Auskunftserteilung zurücktreten 
muss, oder wenn durch die Auskunft die Wahrnehmung des Auftrags der Christengemeinschaft gefähr-
det wird. 

(3) Die Auskunft ist unentgeltlich. 

 
§ 12 Recht auf Berichtigung 
(1) Unrichtige personenbezogene Daten sind auf Antrag der betroffenen Person unverzüglich zu berichti-
gen. Unter Berücksichtigung der Zwecke der Verarbeitung hat die betroffene Person das Recht, die Ver-
vollständigung unvollständiger personenbezogener Daten – auch mittels einer ergänzenden Erklärung – 
zu verlangen. 
(2) Das Recht auf Berichtigung besteht nicht, wenn die personenbezogenen Daten zu Archivzwecken im 
kirchlichen Interesse verarbeitet werden. Bestreitet die betroffene Person die Richtigkeit der personenbe-
zogenen Daten, ist ihr die Möglichkeit einer Gegendarstellung einzuräumen. Das zuständige Archiv ist 
verpflichtet, die Gegendarstellung den Unterlagen hinzuzufügen. 
 

§ 13 Recht auf Löschung 

(1) Personenbezogene Daten sind zu löschen, wenn 
1. ihre Speicherung unzulässig ist oder 
2. ihre Kenntnis für die verantwortliche Stelle zur Erfüllung der in ihrer Zuständigkeit liegenden Auf-

gaben nicht mehr erforderlich ist; 
3. die betroffene Person ihre Einwilligung bezüglich der Verarbeitung ihrer Daten widerruft und es 

an einer anderweitigen Rechtsgrundlage für die Verarbeitung fehlt; 
4. die betroffene Person Widerspruch gegen die Verarbeitung einlegt und keine vorrangigen berech-

tigten Gründe für die Verarbeitung vorliegen; 
5. die Löschung der personenbezogenen Daten zur Erfüllung rechtlicher Verpflichtungen der verant-

wortlichen Stelle notwendig ist; 

(2) Absatz 1 gilt nicht, soweit die Verarbeitung erforderlich ist  
1. zur Ausübung des Rechts auf freie Meinungsäußerung und Information; 
2. zur Erfüllung einer rechtlichen Verpflichtung, die die Verarbeitung nach kirchlichem oder staatli-

chem Recht, dem die verantwortliche Stelle unterliegt, erfordert, oder zur Wahrnehmung einer 
Aufgabe, die im kirchlichen Interesse liegt oder in Ausübung hoheitlicher Gewalt erfolgt, die der 
verantwortlichen Stelle übertragen wurde; 

3. aus Gründen des öffentlichen Interesses im Bereich der öffentlichen Gesundheit; 
4. für im kirchlichem Interesse liegende Archivzwecke, wissenschaftliche oder historische For-

schungszwecke oder für statistische Zwecke, soweit das in Absatz 1 genannte Recht voraussicht-
lich die Verwirklichung der Ziele dieser Verarbeitung unmöglich macht oder ernsthaft beeinträch-
tigt, oder 

5. zur Geltendmachung von Rechtsansprüchen sowie zur Ausübung oder Verteidigung von Rechten. 
(3) Ist eine Löschung wegen der besonderen Art der Speicherung nicht oder nur mit unverhältnismäßig 
hohem Aufwand möglich, tritt an die Stelle des Rechts auf Löschung das Recht auf Einschränkung der 
Verarbeitung. 
 

§ 14 Recht auf Einschränkung der Verarbeitung 
(1) Die betroffene Person hat das Recht gegenüber der verantwortlichen Stelle auf Einschränkung der 
Verarbeitung, wenn eine der folgenden Voraussetzungen gegeben ist: 
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1. die Richtigkeit der personenbezogenen Daten wird von der betroffenen Person bestritten, und 
zwar für eine Dauer, die es der verantwortlichen Stelle ermöglicht, die Richtigkeit der personen-
bezogenen Daten zu überprüfen; 

2. die Verarbeitung ist unrechtmäßig, die betroffene Person lehnt die Löschung der personenbezo-
genen Daten ab und verlangt stattdessen die Einschränkung der Nutzung der personenbezoge-
nen Daten; 

3. die verantwortliche Stelle benötigt die personenbezogenen Daten für die Zwecke der Verarbei-
tung nicht länger, die betroffene Person benötigt sie jedoch zur Geltendmachung, Ausübung o-
der Verteidigung von Rechtsansprüchen, oder  

4. die betroffene Person hat Widerspruch gegen die Verarbeitung eingelegt und es steht noch 
nicht fest, ob die berechtigten Gründe der verantwortlichen Stelle gegenüber denen der be-
troffenen Person überwiegen. 

(2) Wurde die Verarbeitung gemäß Absatz 1 eingeschränkt, so dürfen diese personenbezogenen Daten – 
von ihrer Speicherung abgesehen – nur mit Einwilligung der betroffenen Person oder zur Geltendma-
chung, Ausübung oder Verteidigung von Rechtsansprüchen oder zum Schutz der Rechte einer anderen 
natürlichen oder juristischen Person oder aus Gründen eines wichtigen kirchlichen Interesses verarbeitet 
werden. 
(3) Eine betroffene Person, die eine Einschränkung der Verarbeitung gemäß Absatz 1 erwirkt hat, wird 
von der verantwortlichen Stelle unterrichtet, bevor die Einschränkung aufgehoben wird. 

 
§ 15 Recht auf Datenübertragbarkeit 
Die betroffene Person hat das Recht, die sie betreffenden personenbezogenen Daten, die sie einer ver-
antwortlichen Stelle bereitgestellt hat, in einem strukturierten, gängigen und maschinenlesbaren Format 
zu erhalten, und sie hat das Recht, diese Daten einer anderen verantwortlichen Stelle ohne Behinderung 
durch die verantwortliche Stelle, der die personenbezogenen Daten bereitgestellt wurden, zu übermit-
teln, sofern 

1. die Verarbeitung auf einer Einwilligung oder auf einem Vertrag beruht und 
2. die Verarbeitung mithilfe automatisierter Verfahren erfolgt. 

Die betroffene Person kann verlangen, dass die personenbezogenen Daten direkt von der verantwortli-
chen Stelle einem anderen Dritten übermittelt werden, soweit dies technisch machbar ist. 
 

§ 16 Widerspruchsrecht 
(1) Die betroffene Person hat das Recht, aus Gründen, die sich aus ihrer besonderen Situation ergeben, 
jederzeit gegen die Verarbeitung sie betreffender personenbezogener Daten Widerspruch zu erheben. 
(2) Der Widerspruch verpflichtet die verantwortliche Stelle dazu, die Verarbeitung zu unterlassen, soweit 
nicht an der Verarbeitung ein zwingendes kirchliches Interesse besteht, das Interesse einer dritten Per-
son überwiegt oder eine Rechtsvorschrift zur Verarbeitung verpflichtet. 
 

 
IV. Pflichten der verantwortlichen Stellen und Auftragsverarbeiter 

 

§ 17 Datengeheimnis 
Den bei der Datenverarbeitung tätigen Personen ist untersagt, personenbezogene Daten unbefugt zu 
verarbeiten (Datengeheimnis). Diese Personen sind bei der Aufnahme ihrer Tätigkeit auf das Datenge-
heimnis schriftlich zu verpflichten, soweit sie nicht aufgrund anderer kirchlicher Bestimmungen zur Ver-
schwiegenheit verpflichtet wurden. Das Datengeheimnis besteht auch nach Beendigung ihrer Tätigkeit 
fort. 
 

§ 18 Technische und organisatorische Maßnahmen, IT-Sicherheit 
(1) Die verantwortliche Stelle und die Auftragsverarbeiter haben unter Berücksichtigung des Stands der 
Technik, der Implementierungskosten, der Art, des Umfangs, der Umstände und der Zwecke der Verar-
beitung sowie der unterschiedlichen Eintrittswahrscheinlichkeiten und Schwere der Risiken für die Rechte 
und Freiheiten natürlicher Personen geeignete technische und organisatorische Maßnahmen zu treffen, 
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um ein dem Risiko angemessenes Schutzniveau zu gewährleisten und einen Nachweis hierüber führen zu 
können.  
(2) Bei der Beurteilung des angemessenen Schutzniveaus sind insbesondere die Risiken zu berücksichti-
gen, die mit der Verarbeitung verbunden sind, insbesondere durch – ob unbeabsichtigt oder unrechtmä-
ßig – Vernichtung, Verlust, Veränderung, unbefugte Offenlegung von oder unbefugten Zugang zu perso-
nenbezogenen Daten, die übermittelt, gespeichert oder auf andere Weise verarbeitet wurden. 
(3) Erforderlich sind Maßnahmen nur, wenn ihr Aufwand in einem angemessenen Verhältnis zu dem an-
gestrebten Schutzzweck steht. 
(4) Die verantwortliche Stelle und die Auftragsverarbeiter stellen sicher, dass natürliche Personen, die 
Zugang zu personenbezogenen Daten haben, diese nur entsprechend ihrer Weisung verarbeiten. 
 

§ 19 Verarbeitung von personenbezogenen Daten im Auftrag 
(1) Werden personenbezogene Daten im Auftrag durch andere Stellen oder Personen verarbeitet, ist die 
auftraggebende kirchliche Stelle für die Einhaltung der Vorschriften dieser Ordnung und anderer Vor-
schriften über den Datenschutz verantwortlich. Die in Zif. III. genannten Rechte sind ihr gegenüber gel-
tend zu machen.  

(2) Der Auftragsverarbeiter ist unter besonderer Berücksichtigung der Eignung der von ihm getroffenen 
technischen und organisatorischen Maßnahmen sorgfältig auszuwählen. Der Auftrag ist schriftlich zu er-
teilen, wobei insbesondere im Einzelnen festzulegen sind: 

1. der Gegenstand und die Dauer des Auftrags; 
2. der Umfang, die Art und der Zweck der vorgesehenen Verarbeitung, die Art der Daten und der 

Kreis der Betroffenen; 
3. die zu treffenden technischen und organisatorischen Maßnahmen sowie ihre Kontrolle durch den 

Auftragsverarbeiter; 
4. die Berichtigung, Löschung und Sperrung von Daten; 
5. die Verpflichtung der Beschäftigten des Auftragsverarbeiters auf das Datengeheimnis; 
6. die Kontrollrechte der beauftragenden kirchlichen Stelle und die entsprechenden Duldungs- und 

Mitwirkungspflichten des Auftragsverarbeiters; 
7. der Umfang der Weisungsbefugnis, die sich die beauftragende kirchliche Stelle gegenüber dem 

Auftragsverarbeiter vorbehält; 
8. die Rückgabe überlassener Datenträger und die Löschung beim Auftragsverarbeiter gespeicher-

ter Daten nach Beendigung des Auftrags. Die beauftragende kirchliche Stelle hat sich vor Beginn 
der Datenverarbeitung und sodann regelmäßig von der Einhaltung der beim Auftragnehmer ge-
troffenen technischen und organisatorischen Maßnahmen zu überzeugen.  

(3) Der Auftragsverarbeiter darf die Daten nur im Rahmen der Weisungen der kirchlichen Stelle verarbei-
ten. Wenn dem Auftragsverarbeiter eine Verletzung des Schutzes personenbezogener Daten bekannt 
wird, meldet er diese der verantwortlichen Stelle unverzüglich. 
(4) Sofern die kirchlichen Datenschutzbestimmungen auf den Auftragsverarbeiter keine Anwendung fin-
den, ist die kirchliche Stelle verpflichtet sicherzustellen, dass der Auftragsverarbeiter diese oder gleich-
wertige Bestimmungen beachtet.  

(5) Jede verantwortliche Stelle führt ein Verzeichnis aller Verarbeitungstätigkeiten, die ihrer Zuständig-
keit unterliegen.  
 
§ 20 Meldung von Verletzungen des Schutzes personenbezogener Daten an die Aufsichts-
stelle und die betroffene Person 

(1) Im Falle einer Verletzung des Schutzes personenbezogener Daten, die voraussichtlich zu einem nicht 
unerheblichen Risiko für die Rechte natürlicher Personen führt, meldet die verantwortliche Stelle dies un-
verzüglich der Aufsichtsstelle. 
(2) Die verantwortliche Stelle hat Verletzungen des Schutzes personenbezogener Daten zu dokumentie-
ren. Die Dokumentation hat alle mit den Vorfällen zusammenhängenden Tatsachen, deren Auswirkungen 
und die ergriffenen Abhilfemaßnahmen zu umfassen. Diese Dokumentation muss der Aufsichtsstelle die 
Überprüfung der Einhaltung der Bestimmungen dieses Paragraphen ermöglichen. 

(3) Hat die Verletzung des Schutzes personenbezogener Daten voraussichtlich ein hohes Risiko für die 
persönlichen Rechte natürlicher Personen zur Folge, so benachrichtigt die verantwortliche Stelle die be-
troffene Person unverzüglich von der Verletzung. 
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Von der Benachrichtigung der betroffenen Person kann abgesehen werden, wenn die verantwortliche 
Stelle durch nachträgliche Maßnahmen sichergestellt hat, dass das hohe Risiko für die Rechte der be-
troffenen Personen gemäß aller Wahrscheinlichkeit nach nicht mehr besteht, oder die Benachrichtigung 
mit einem unverhältnismäßigen Aufwand verbunden wäre.  

 

 
V. Datenschutzbeauftragter 

 
§ 21 Bestellung der Datenschutzbeauftragten 
(1) Die Deutsche Konferenz der Christengemeinschaft in Deutschland Körperschaftsverband KdöR be-
nennt einen Datenschutzbeauftragten und bei Bedarf bis zu drei Stellvertreter für den Zeitraum von fünf 
Jahren. Sie bleiben bis zur Neubenennung von Beauftragten und Stellvertretern im Amt.  
(2) Die Zuständigkeit der Datenschutzbeauftragten erstreckt sich auf alle Körperschaften der Christenge-
meinschaft sowie alle angeschlossenen Einrichtungen und juristischen Personen solange diese keine ei-
genen Datenschutzbeauftragten benennen. Eine Aufteilung der Aufgaben zwischen Datenschutzbeauf-
tragtem und Stellvertretern ist zulässig. 

(3) Zu Datenschutzbeauftragten dürfen nur Personen bestellt werden, die die zur Erfüllung ihrer Aufga-
ben erforderliche Fachkunde und Zuverlässigkeit besitzen.  
(4) Zu Datenschutzbeauftragten sollen diejenigen nicht bestellt werden, die mit der Leitung der Daten-
verarbeitung beauftragt sind oder denen die Leitung der verantwortlichen Stelle obliegt. 
(5) Die Bestellung von Datenschutzbeauftragten erfolgt schriftlich und ist der Aufsichtsstelle anzuzeigen; 
die Kontaktdaten sind zu veröffentlichen. Ist der Datenschutzbeauftragte nicht Beschäftigter einer ver-
antwortlichen Stelle, sind seine Leistungen vertraglich zu regeln. 

 

§ 22 Stellung 
(1) Die Datenschutzbeauftragten sind den gesetzlich oder verfassungsmäßig berufenen Organen der ver-
antwortlichen Stellen unmittelbar zu unterstellen.  Sie sind im Rahmen ihrer Aufgaben weisungsfrei. Sie 
dürfen wegen dieser Tätigkeit nicht benachteiligt werden. Sie können Auskünfte verlangen, Einsicht in 
Unterlagen nehmen und erhalten Zugang zu personenbezogenen Daten und den Verarbeitungsvorgän-
gen. Die verantwortliche Stelle unterstützt die Datenschutzbeauftragten bei der Erfüllung ihrer Aufgaben 
und stellt die notwendigen Mittel zur Verfügung.  
(2) Die Abberufung der Datenschutzbeauftragten ist nur in entsprechender Anwendung des § 626 des 
Bürgerlichen Gesetzbuches zulässig. Die Kündigung eines Arbeitsverhältnisses ist nur zulässig, wenn Tat-
sachen vorliegen, die zur Kündigung aus wichtigem Grund berechtigen. Gleiches gilt für den Zeitraum 
eines Jahres nach Beendigung der Bestellung. 
(3) Zur Erlangung und zur Erhaltung der erforderlichen Fachkunde hat die verantwortliche Stelle den Da-
tenschutzbeauftragten die Teilnahme an Fort- und Weiterbildungsveranstaltungen zu ermöglichen und 
die Kosten zu tragen. Die dazu notwendige Freistellung hat ohne Minderung der Bezüge oder des Erho-
lungsurlaubes zu erfolgen. Im Konfliktfall kann die Aufsichtsstelle angerufen werden. 
(4) Betroffene Personen und Mitarbeitende können sich unmittelbar an die Datenschutzbeauftragten 
wenden. 
(5) Staatliche Vorschriften über Zeugnisverweigerungsrechte für Datenschutzbeauftragte finden entspre-
chende Anwendung. 
(6) Die verantwortlichen Stellen stellen sicher, dass Datenschutzbeauftragte ordnungsgemäß und früh-
zeitig bei allen mit dem Schutz personenbezogener Daten zusammenhängenden Fragen beteiligt werden. 
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§ 23 Aufgaben 
Die Datenschutzbeauftragten wirken auf die Einhaltung der Bestimmungen für den Datenschutz hin und 
unterstützen die verantwortlichen Stellen bei der Sicherstellung des Datenschutzes. Sie haben insbeson-
dere 

1. die verantwortliche Stelle und die Beschäftigten zu beraten; 
2. die ordnungsmäßige Anwendung der Datenverarbeitungsprogramme, mit deren Hilfe personen-

bezogene Daten verarbeitet werden sollen, zu überwachen; 
3. die bei der Verarbeitung personenbezogener Daten tätigen Personen zu informieren und zu 

schulen; 
4. mit der Aufsichtsstelle zusammenzuarbeiten; 

 

 

VI. Unabhängige Aufsichtsstelle 
 

§ 24 Errichtung und Leitung der Aufsichtsstelle 
(1) Über die Einhaltung dieser Ordnung in der Christengemeinschaft wacht eine unabhängige Aufsichts-
stelle der Christengemeinschaft für den Datenschutz (Aufsichtsstelle). Die Aufsichtsstelle wird von einer 
beauftragten Person geleitet und vertreten. 
(2) Die Deutsche Konferenz der Christengemeinschaft errichtet die gemeinsame Aufsichtsstelle aller Kör-
perschaften und Einrichtungen der Christengemeinschaft und benennt die Leitung für fünf Jahre. Die Lei-
tung bleibt bis zur Neubenennung im Amt. 
(3) Die sonstigen Tätigkeiten der Leitung der Aufsichtsstelle müssen so beschaffen sein, dass durch sie 
das Vertrauen in die Unabhängigkeit und Unparteilichkeit der Aufsichtsstelle nicht gefährdet wird. 

(4) Als Leiter der Aufsichtsstelle darf nur bestellt werden, wer die zur Erfüllung der Aufgaben erforderli-
che Fachkunde und Zuverlässigkeit besitzt. Er ist zur gewissenhaften Erfüllung seiner Amtspflichten und 
zur Einhaltung der Datenschutz- und sonstiger Bestimmungen verpflichtet. 

 
§ 25 Unabhängigkeit 

(1) Die Aufsichtsstelle handelt bei der Erfüllung ihrer Aufgaben und bei der Ausübung ihrer Befugnisse 
völlig unabhängig. Sie unterliegt weder direkter noch indirekter Beeinflussung von außen und ersucht 
weder um Weisung noch nimmt sie Weisungen entgegen. 
(2) Die Aufsichtsstelle unterliegt der Rechnungsprüfung, soweit hierdurch die Unabhängigkeit nicht be-
einträchtigt wird. 

 

§ 26 Tätigkeitsbericht 
Die Aufsichtsstelle erstellt mindestens alle zwei Jahre einen Tätigkeitsbericht, der eine Liste der Arten der 
gemeldeten Verstöße und der Arten der getroffenen Maßnahmen enthalten kann. Sie übermittelt den Be-
richt der Deutschen Konferenz. Auf dieser Grundlage berichtet sie dieser.  

 
§ 27 Rechtsstellung 

(1) Der Aufsichtsstelle werden die Finanzmittel zur Verfügung gestellt, die sie benötigt, um ihre Aufga-
ben und Befugnisse effektiv wahrnehmen zu können. Die Finanzmittel sind in einem eigenen Haushalts-
plan oder als Teil eines Gesamthaushaltes gesondert auszuweisen und zu verwalten. 

(2) Die Aufsichtsstelle wählt bei Bedarf ihr Personal aus und besetzt die Personalstellen. 
(3) Die Leitung der Aufsichtsstelle bestellt aus dem Kreis ihrer Mitarbeitenden einen Vertreter oder eine 
Vertreterin.  
(4) Die Leitung der Aufsichtsstelle und ihre Mitarbeitenden sind verpflichtet, über die ihnen amtlich be-
kanntgewordenen Angelegenheiten Verschwiegenheit zu bewahren. Dies gilt nicht für Mitteilungen im 
dienstlichen Verkehr oder über Tatsachen, die offenkundig sind oder ihrer Bedeutung nach keiner Ge-
heimhaltung bedürfen. Die Verpflichtung besteht auch nach Beendigung des Dienst- oder Arbeitsverhält-
nisses. 
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§ 28 Aufgaben 
(1) Die Aufsichtsstelle hat insbesondere die einheitliche Anwendung und Durchsetzung der Datenschutz-
ordnung der Christengemeinschaft zu überwachen und sicherzustellen. 
(2) Sie sensibilisiert, informiert und berät die Öffentlichkeit der Christengemeinschaft sowie die verant-
wortlichen Stellen und kirchlichen Auftragsverarbeiter über Fragen und maßgebliche Entwicklungen des 
Datenschutzes sowie über die Vermeidung von Risiken. Sie unterrichtet betroffene Personen auf Anfrage 
über deren persönliche Rechte aus dieser Ordnung. 
(3) Die Aufsichtsstelle kann auf Anregung der kirchlichen Stellen oder von Amts wegen Gutachten und 
Stellungnahmen zu Rechtssetzungsvorhaben der Christengemeinschaft, die sich auf den Schutz von per-
sonenbezogenen Daten auswirken, abgeben. 
(4) Die Aufsichtsstelle kann Musterverträge und Standards zur Verarbeitung personenbezogener Daten 
erstellen, deren Einsatz und Umsetzung überprüfen und die Ergebnisse veröffentlichen.  

(5) Der Prüfung durch die Aufsichtsstelle unterliegen nicht: 
1. Aufzeichnungen gemäß § 3; 
2. personenbezogene Daten, die dem Post- und Fernmeldegeheimnis oder dem Arztgeheimnis un-

terliegen, sowie personenbezogene Daten in Personalakten, wenn die betroffene Person der Prü-
fung der auf sie bezogenen Daten im Einzelfall zulässigerweise gegenüber den Beauftragten für 
den Datenschutz widerspricht. 

Die Aufsichtsstelle teilt die Ergebnisse ihrer Prüfungen den verantwortlichen Stellen mit. Damit können 
Vorschläge zur Verbesserung des Datenschutzes, insbesondere zur Beseitigung von festgestellten Män-
geln bei der Verarbeitung personenbezogener Daten, verbunden sein. 
(6) Die Aufsichtsstelle tauscht mit den staatlichen Aufsichtsbehörden für den Datenschutz Erfahrungen 
und zweckdienliche Informationen aus und gibt im Bedarfsfall Stellungnahmen ab. 

 

§ 29 Befugnisse 
(1) Die Aufsichtsstelle kann verlangen, dass die verantwortlichen Stellen sie bei der Erfüllung ihrer Auf-
gaben unterstützen. Auf Verlangen ist ihr Auskunft sowie Einsicht in alle Unterlagen und Akten über die 
Verarbeitung personenbezogener Daten zu geben, alle diesbezüglichen Informationen bereitzustellen, 
insbesondere über die gespeicherten Daten und über die eingesetzten Datenverarbeitungsprogramme. 
Ihr ist jederzeit Zutritt zu allen Diensträumen, einschließlich aller Verarbeitungsanlagen und –geräte zu 
gewähren, um Untersuchungen und Überprüfungen vorzunehmen. Stellt die Aufsichtsstelle fest, dass be-
absichtigte Verarbeitungsvorgänge voraussichtlich gegen diese Ordnung verstoßen, kann sie Hinweise 
geben. 

(2) Stellt die Aufsichtsstelle Verstöße gegen die Datenschutzbestimmungen oder sonstige Mängel bei der 
Verarbeitung personenbezogener Daten fest, so beanstandet sie dies gegenüber der verantwortlichen 
Stelle oder gegenüber dem Auftragsverarbeiter und fordert zur Stellungnahme innerhalb einer gesetzten 
Frist auf. Von einer Beanstandung kann abgesehen werden, wenn es sich um unerhebliche oder inzwi-
schen beseitigte Mängel handelt. Mit der Aufforderung zur Stellungnahme können Vorschläge zur Beseiti-
gung der Mängel oder zur sonstigen Verbesserung des Datenschutzes verbunden werden. Die Stellung-
nahme soll eine Darstellung der Maßnahmen enthalten, die aufgrund der Mitteilung der Aufsichtsstelle 
getroffen worden sind. 
(3) Um einen rechtmäßigen Zustand wiederherzustellen oder eine drohende Verletzung des Schutzes 
personenbezogener Daten abzuwenden, ist die Aufsichtsstelle befugt, anzuordnen: 

1. Verarbeitungsvorgänge auf bestimmte Weise und in einem bestimmten Zeitraum mit dieser Ord-
nung in Einklang zu bringen; 

2. Verarbeitungsvorgänge vorübergehend oder dauerhaft zu beschränken oder zu unterlassen; 
3. personenbezogene Daten zu berichtigen, zu sperren oder zu löschen; 
4. die von einer Verletzung des Schutzes personenbezogener Daten betroffene Person entspre-

chend zu benachrichtigen; 
5. dem Antrag der betroffenen Person zu entsprechen. 
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§ 30 Geldbußen 
(1) Verstößt eine verantwortliche Stelle oder ein kirchlicher Auftragsverarbeiter vorsätzlich oder fahrläs-
sig wiederholt gegen Bestimmungen dieser Ordnung, so kann die Aufsichtsstelle Geldbußen verhängen 
oder für den Wiederholungsfall androhen. 

(2) Die Aufsichtsstelle stellt sicher, dass bei Verhängung einer Geldbuße Art, Schwere und Dauer sowie 
Vorsätzlichkeit oder Fahrlässigkeit des Verstoßes und etwaige einschlägige frühere Verstöße der verant-
wortlichen Stelle oder des Auftragsverarbeiters berücksichtigt werden. 

(3) Bei Verstößen können Geldbußen von bis zu 10.000 Euro festgesetzt werden. 
 

 
VII Rechtsbehelfe und Schadensersatz 

 

§ 31 Recht auf Beschwerde 
(1) Jede Person kann sich unbeschadet anderweitiger Rechtsbehelfe mit einer Beschwerde an die Auf-
sichtsstelle wenden, wenn sie der Ansicht ist, bei der Verarbeitung ihrer personenbezogenen Daten in 
ihren Rechten verletzt worden zu sein. 

(2) Die Aufsichtsstelle unterrichtet die betroffene Person über den Stand und das Ergebnis der Be-
schwerde und weist auf die Möglichkeit des Rechtsschutzes vor dem Gericht der Christengemeinschaft 
hin. 
(3) Niemand darf wegen der Mitteilung von Tatsachen, die geeignet sind, den Verdacht aufkommen zu 
lassen, diese Ordnung oder eine andere Rechtsvorschrift über den Datenschutz sei verletzt worden, ge-
maßregelt oder benachteiligt werden. Mitarbeitende müssen für Mitteilungen an die Aufsichtsstelle nicht 
den Dienstweg einhalten. 

 

§ 32 Haftung und Schadenersatz 
(1) Jede Person, der wegen eines Verstoßes gegen dieses Gesetz ein materieller oder immaterieller 
Schaden entstanden ist, hat Anspruch auf Schadenersatz gegen die verantwortliche Stelle der Christen-
gemeinschaft oder den Auftragsverarbeiter.  

(2) Ein Auftragsverarbeiter haftet für den durch eine Verarbeitung verursachten Schaden nur dann, 
wenn er seinen speziell den Auftragsverarbeitern auferlegten Pflichten aus diesem Gesetz nicht nachge-
kommen ist oder unter Nichtbeachtung der rechtmäßig erteilten Anweisungen des für die Datenverarbei-
tung Verantwortlichen oder gegen diese Anweisungen gehandelt hat. 
(3) Ein Verantwortlicher oder ein Auftragsverarbeiter ist von der Haftung gemäß Absatz 1 befreit, wenn 
er nachweist, dass er in keinerlei Hinsicht für den Umstand, durch den der Schaden eingetreten ist, ver-
antwortlich ist. 
(4) Wegen eines Schadens, der nicht Vermögensschaden ist, kann die betroffene Person eine angemes-
sene Entschädigung in Geld verlangen. 
(5) Lässt sich bei einer automatisierten Verarbeitung personenbezogener Daten nicht ermitteln, welche 
von mehreren beteiligten kirchlichen Stellen als Verantwortlicher oder Auftragsverarbeiter den Schaden 
verursacht hat, so haftet jede als Verantwortlicher für den gesamten Schaden. 

(6) Mehrere Ersatzpflichtige haften als Gesamtschuldner im Sinne des Bürgerlichen Gesetzbuches. 
(7) Hat bei der Entstehung des Schadens ein Verschulden der betroffenen Person mitgewirkt, ist § 254 
des Bürgerlichen Gesetzbuchs entsprechend anzuwenden. 
(8) Auf die Verjährung finden die für unerlaubte Handlungen geltenden Verjährungsvorschriften des Bür-
gerlichen Gesetzbuchs entsprechende Anwendung. 
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§ 33 Rechtsweg 
(1) Der Rechtsweg zu dem Gericht der Christengemeinschaft ist eröffnet 

1. für Klagen gegen Entscheidungen der Aufsichtsstelle, 
2. für Klagen in Fällen, in denen sich die Aufsichtsstelle nicht mit einer Beschwerde befasst oder die 

betroffene Person nicht innerhalb von drei Monaten über den Stand oder das Ergebnis der erho-
benen Beschwerde in Kenntnis gesetzt hat, 

3. für Klagen betroffener Personen gegen kirchliche Stellen und Auftragsverarbeiter wegen einer 
Verletzung ihrer Rechte aus dieser Ordnung. Dasselbe gilt für Klagen der Aufsichtsstelle gegen 
verantwortliche Stellen oder verantwortliche Stellen untereinander. 

(2) Vor Erhebung einer Klage ist ein Vorverfahren durchzuführen. 
 

 

VIII Vorschriften für besondere Verarbeitungssituationen 
 

§ 34 Verarbeitung personenbezogener Daten bei Dienst- und Arbeitsverhältnissen 
(1) Daten von Beschäftigten dürfen nur verarbeitet werden, soweit dies zur Begründung, Durchführung, 
Beendigung oder Abwicklung des Beschäftigungsverhältnisses oder zur Durchführung organisatorischer, 
personeller und sozialer Maßnahmen, insbesondere auch für Zwecke der Personalplanung und des Perso-
naleinsatzes, erforderlich ist oder eine Rechtsvorschrift, ein Tarifvertrag oder eine Dienstvereinbarung 
dies vorsieht. 
(2) Im Zusammenhang mit dem Verdacht auf Straftaten und Amtspflichtverletzungen, die durch Beschäf-
tigte begangen wurden, insbesondere zum Schutz möglicher Betroffener, dürfen unter Beachtung des 
Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes personenbezogene Daten von Beschäftigten verarbeitet werden, so-
lange der Verdacht nicht ausgeräumt ist und die Interessen von möglichen Betroffenen dies erfordern. 
(3) Erfolgt die Verarbeitung personenbezogener Daten von Beschäftigten auf der Grundlage einer Einwil-
ligung, so sind für die Beurteilung der Freiwilligkeit der Einwilligung insbesondere die im Beschäftigungs-
verhältnis bestehende Abhängigkeit der beschäftigten Person sowie die Umstände, unter denen die Ein-
willigung erteilt worden ist, zu berücksichtigen. Freiwilligkeit kann insbesondere vorliegen, wenn für die 
beschäftigte Person ein rechtlicher oder wirtschaftlicher Vorteil erreicht wird oder die verantwortliche 
Stelle und die beschäftigte Person gleichgelagerte Interessen verfolgen.  Die Einwilligung bedarf der 
Schriftform, soweit nicht wegen besonderer Umstände eine andere Form angemessen ist. Die verant-
wortliche Stelle hat die beschäftigte Person über den Zweck der Datenverarbeitung und über ihr Wider-
rufsrecht aufzuklären. 

(4) Eine Offenlegung der Daten von Beschäftigten an Personen und Stellen außerhalb des kirchlichen Be-
reichs ist nur zulässig, wenn kirchliche Interessen nicht entgegenstehen und  

1. die empfangende Person oder Stelle ein überwiegendes rechtliches Interesse darlegt; 
2. Art oder Zielsetzung der dem oder der Beschäftigten übertragenen Aufgaben die Offenlegung er-

fordert; 
3. offensichtlich ist, dass die Offenlegung im Interesse der betroffenen Person liegt und keine An-

haltspunkte vorliegen, dass sie in Kenntnis des Zwecks der Offenlegung ihre Einwilligung nicht 
erteilen würde oder 

4. sie zur Aufdeckung einer Straftat oder Amtspflichtverletzung oder zum Schutz möglicher Betroffe-
ner erforderlich erscheint. 

(5) Personenbezogene Daten, die vor Begründung eines Beschäftigungsverhältnisses erhoben wurden, 
sind unverzüglich zu löschen, sobald feststeht, dass ein solches nicht zustande kommt. Dies gilt nicht, 
soweit überwiegende berechtigte Interessen der verantwortlichen Stelle der Löschung entgegenstehen 
oder die betroffene Person in die weitere Speicherung einwilligt. Nach Beendigung eines Beschäftigungs-
verhältnisses sind personenbezogene Daten zu löschen, soweit diese Daten nicht mehr benötigt werden. 
(6) Die Ergebnisse medizinischer oder psychologischer Untersuchungen und Tests der Beschäftigten dür-
fen automatisiert nur verarbeitet werden, wenn dies dem Schutz der oder des Beschäftigten oder we-
sentlicher Interessen der Christengemeinschaft dient. 
(7) Soweit Daten der Beschäftigten im Rahmen der Maßnahmen zur Datensicherung gespeichert werden, 
dürfen sie nicht für andere Zwecke, insbesondere nicht für Zwecke der Verhaltens- oder Leistungskon-
trolle, genutzt werden. 



Seite 14 von 15 

§ 35 Verarbeitung personenbezogener Daten für wissenschaftliche und statistische Zwecke 
(1) Für Zwecke der wissenschaftlichen Forschung und der Statistik erhobene oder gespeicherte perso-
nenbezogene Daten dürfen nur für diese Zwecke verarbeitet werden. 
(2) Die Offenlegung personenbezogener Daten an andere als kirchliche Stellen für Zwecke der wissen-
schaftlichen Forschung und der Statistik ist nur zulässig, wenn diese sich verpflichten, die offengelegten 
Daten nicht für andere Zwecke zu verarbeiten und die Vorschriften der Absätze 3 und 4 einzuhalten. Der 
kirchliche Auftrag darf durch die Offenlegung nicht gefährdet werden. 
(3) Die personenbezogenen Daten sind zu anonymisieren, sobald dies möglich ist. Bis dahin sind die 
Merkmale gesondert zu speichern, mit denen Einzelangaben über persönliche oder sachliche Verhältnisse 
einer bestimmten oder bestimmbaren Person zugeordnet werden können. Sie dürfen mit den Einzelanga-
ben nur zusammengeführt werden, soweit der Zweck dies erfordert. 

(4) Die Veröffentlichung personenbezogener Daten, die für Zwecke wissenschaftlicher oder historischer 
Forschung sowie der Statistik übermittelt wurden, ist nur mit Zustimmung der übermittelnden Stelle zu-
lässig.  

 
§ 36 Videoüberwachung 

(1) Die Beobachtung öffentlich zugänglicher Räume mit optisch elektronischen Einrichtungen (Videoüber-
wachung) ist nur zulässig, soweit sie 

a) zur Aufgabenerfüllung oder zur Wahrnehmung des Hausrechts oder 
b) zur Wahrnehmung berechtigter Interessen für konkret festgelegte Zwecke erforderlich ist und keine 

Anhaltspunkte bestehen, dass schutzwürdige Interessen der betroffenen Person überwiegen. 
(2) Der Umstand der Beobachtung und der Verantwortliche sind durch geeignete Maßnahmen zum frü-
hestmöglichen Zeitpunkt erkennbar zu machen.  

(3) Die Speicherung oder Verwendung von nach Absatz 1 erhobenen Daten ist zulässig, wenn sie zum 
Erreichen des verfolgten Zwecks erforderlich ist und keine Anhaltspunkte bestehen, dass schutzwürdige 
Interessen der betroffenen Person überwiegen.  
(4) Werden durch Videoüberwachung erhobene Daten einer bestimmten Person zugeordnet, ist diese 
über eine Verarbeitung gemäß §§ 10 zu benachrichtigen. 

(5) Die Daten sind unverzüglich zu löschen, wenn sie zur Erreichung des Zwecks nicht mehr erforderlich 
sind oder schutzwürdige Interessen der betroffenen Person einer weiteren Speicherung entgegenstehen. 
 

§ 37 Datenverarbeitung durch die Medien 
(1) Soweit personenbezogene Daten von kirchlichen Stellen ausschließlich zu eigenen journalistisch re-
daktionellen oder literarischen Zwecken verarbeitet werden, gelten von den Vorschriften dieses Gesetzes 
nur die §§ 17,18 und 32. Soweit personenbezogene Daten zur Herausgabe von Adressen, Telefon oder 
vergleichbaren Verzeichnissen verarbeitet werden, gilt Satz 1 nur, wenn mit der Herausgabe zugleich 
eine journalistisch redaktionelle oder literarische Tätigkeit verbunden ist. 
(2) Führt die journalistisch redaktionelle Verarbeitung personenbezogener Daten zur Veröffentlichung 
von Gegendarstellungen der betroffenen Person, so sind diese Gegendarstellungen zu den gespeicherten 
Daten zu nehmen und für dieselbe Zeitdauer aufzubewahren wie die Daten selbst. 

(3) Wird jemand durch eine Berichterstattung in seinem Persönlichkeitsrecht beeinträchtigt, so kann er 
Auskunft über die der Berichterstattung zugrundeliegenden, zu seiner Person gespeicherten Daten ver-
langen. Die Auskunft kann verweigert werden, soweit aus den Daten auf die berichtenden oder einsen-
denden Personen oder die Gewährsleute von Beträgen, Unterlagen und Mitteilungen für den redaktionel-
len Teil geschlossen werden kann. Die betroffene Person kann die Berichtigung unrichtiger Daten verlan-
gen. 
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§ 38 Veröffentlichung von Fotos und Videos 
(1) Die Erstellung, Archivierung und Verarbeitung von Fotos stellt eine Datenverarbeitung dar und unter-
liegt den vorstehenden Vorschriften, insbesondere den §§ 5 und 6. 
(2) Die Veröffentlichung von Fotos und Videos z.B. im Internet und sonstigen Publikationen bedarf nach 
§ 22 Kunsturhebergesetz (KUG) grundsätzlich der Einwilligung des Abgebildeten. 
(3) Entsprechend § 23 KUG gibt es von dem Grundsatz des Abs. 2 folgende Ausnahmen von Einwilli-
gungserfordernis, so dass die Veröffentlichung von Aufnahmen auch ohne Einwilligung der abgebildeten 
Person zulässig ist. Das ist der Fall bei: 

a) Bildnissen aus dem Bereich der Zeitgeschichte, 
b) Bildern, auf denen die Personen nur als Beiwerk neben einer Landschaft oder sonstigen Örtlichkeit 

erscheinen, 

c) Bildern von Versammlungen, Aufzügen und ähnlichen Vorgängen, an denen die dargestellten Perso-
nen teilgenommen haben und 

d) Bildnissen, die nicht auf Bestellung angefertigt sind, sofern die Verbreitung oder Schaustellung ei-
nem höheren Interesse der Kunst dient. 

Entsprechend § 23 Abs. 2 KUG ist zu beachten, wonach dennoch eine Einwilligung einzuholen ist, wenn 
die Veröffentlichung im Einzelfall berechtigte Interessen des bzw. der Abgebildeten verletzt. 
(4) Ein Beispiel für ein Bild auf denen die Personen „nur als Beiwerk neben einer Landschaft oder sonsti-
gen Örtlichkeit “ erscheinen, wäre ein Foto einer Kirche, auf dem am Rande einige Mitarbeiter oder Mit-
glieder zu erkennen sind.  
Die freie Darstellung von Versammlungen gilt für alle Ansammlungen von Menschen, solange sie den 
kollektiven Willen haben, etwas gemeinsam zu tun. Umfasst sind demnach nicht nur Demonstrationen, 
sondern z.B. auch Kongresse oder Vereinsveranstaltungen. Die Veranstaltung muss allerdings in der Öf-
fentlichkeit stattfinden. Rein private Veranstaltungen sind nicht erfasst. Voraussetzung ist, dass die Ver-
sammlung als Gesamtgeschehen Gegenstand der Abbildung ist und nicht die teilnehmenden Personen.  
 

Änderungsregister: 
28. November 2008 Beschluss der Deutschen Konferenz zum Erlass der Grundsätze über den  
  „Datenschutz in der Christengemeinschaft in Deutschland“ 
20. Dezember 2012 Überarbeitung der Grundsätze durch die Deutsche Konferenz 
21. Mai 2018  Neufassung und Verabschiedung der Grundsätze als „Datenschutzordnung der 

 Christengemeinschaft in Deutschland“ durch die Deutsche Konferenz 
21.09.2018  Überarbeitung (§§ 32, 36-38) und Verabschiedung der Grundsätze als  
  „Datenschutzordnung der Christengemeinschaft in Deutschland“ durch die  
  Deutsche Konferenz 
 


